
Es fehlt an dem für den Erlass einer 
einstweiligen Verfügung erforderlichen 
Verfügungsgrund, wenn der Bieter den 
geltend gemachten Vergabeverstoß nicht 
unverzüglich gegenüber der Vergabestel-
le gerügt hat. 
� LG Wiesbaden, Beschluss vom 12.07.2012, �
� IBR 2012, 723 

Ein Straßenbauunternehmen wird in einem 
Vergabeverfahren unterhalb der Schwel-

lenwerte ausgeschlossen, weil es in einer Positi-
on des Leistungsverzeichnisses 
einen negativen Einheitspreis 
angeboten hat. Es erwirkt da-
raufhin vor dem Landgericht 
ohne mündliche Verhandlung 
eine einstweilige Verfügung, die 
der Vergabestelle die Zuschlags-
erteilung auf ein anderes Ange-
bot einstweilen untersagt. Die 
Vergabestelle legt darauf Widerspruch vor Ge-
richt ein und beantragt, die Vollziehung der 
einstweiligen Verfügung mangels unverzüg-
licher Rüge der Bieterin einzustellen.

Die Entscheidung des Gerichts
Das Landgericht Wiesbaden befasst sich im Wi-
derspruchsverfahren ausführlicher mit dem 
Sachverhalt und gibt daraufhin dem Antrag der 
Vergabestelle statt. Wie sich im Verfahren he-
rausstellt, hatte die Vergabestelle bereits in den 
Bewerbungsbedingungen darauf hingewiesen, 
dass Hauptangebote mit negativen Einheits-
preisen von der Wertung ausgeschlossen wer-
den. Nach Auffassung des Landgerichtes, 
welches sich dabei der Rechtsauffassung des LG 
Berlin aus einer Entscheidung im selben Jahr 
anschließt (IBR 2012, 98), hätte das Unterneh-
men diese - möglicherweise vergaberechtswid-
rige - Vorgabe unverzüglich rügen müssen. An-
sonsten fehlt es an dem erforderlichen 
Verfügungsgrund. Vorliegend habe das Unter-
nehmen nicht die Angebotswertung abwarten 

dürfen. Vielmehr kann ein betroffener Bieter 
nur dann Primärrechtsschutz im Verfügungs-
verfahren erhalten, wenn er sich rasch positio-
niert und eventuelle Verstöße im Vergabever-
fahren unverzüglich geltend macht. 

Hinweis für die Praxis
Das Erfordernis der unverzüglichen Rüge er-
gibt sich bei Verfahren oberhalb der Schwellen-
werte aus § 107 Abs. 3 GWB. Danach muss sich 
die Vergabekammer nur dann mit Nachprü-
fungsanträgen auseinandersetzen, wenn die 

Vergabestelle rechtzeitigen Rü-
gen des Bieters nicht abgeholfen 
hat. Dabei sind Verstöße gegen 
Vergabevorschriften, die auf-
grund der Bekanntmachung er-
kennbar sind, spätestens bis Ab-
lauf der in der Bekanntmachung 
benannten Frist zur Angebots-
abgabe zu rügen. Ein Nachprü-

fungsantrag ist sodann binnen 15 Tage nach ei-
ner Nichtabhilfemitteilung der Vergabestelle 
bei der Vergabekammer einzureichen. Zwar gilt 
diese Vorschrift nicht unmittelbar in Verfahren 
unterhalb der Schwellenwerte. Nach Auffas-
sung des Gerichtes ist aber eine analoge Anwen-
dung geboten. Im Übrigen setzt das einstwei-
lige Verfügungsverfahren immer auch eine 
„Eilbedürftigkeit“ der Sache voraus (sogenann-
ter Verfügungsgrund). Nach der insoweit rich-
tigen Rechtsprechung ist eine solche Eilbedürf-
tigkeit aber nicht mehr gegeben, wenn der 
Bieter sich nicht rechtzeitig gegen angebliche 
Vergaberechtsverstöße zur Wehr gesetzt hat. 

Sind derartige Rügeschreiben hinreichend 
konkret und rechtlich fundiert, besteht durch-
aus die Chance, dass die Vergabestelle ihre Ent-
scheidung revidiert. Denn es liegt nicht im In-
teresse des Auftraggebers, langwierige 
gerichtliche Auseinandersetzungen zu führen, 
was die Auftragsvergabe erheblich verzögern 
kann.� 

Rügepflicht bei Vergabeverfahren 
unterhalb der Schwellenwerte
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... dabei gibt es viele andere Bau-
projekte in Berlin, die frist- und �
budgetgerecht fertig gestellt werden! 
Hierauf weist der leitende Senatsrat 
Hermann Josef Pohlmann hin, den 
wir auf Seite 8 dieses Newsletters 
zur Arbeit der Senatsverwaltung und 
zu den dort betreuten Projekten be-
fragt haben. 

Ansonsten stellen wir Ihnen wieder 
die aus unserer Sicht wichtigsten 

Entscheidungen vor, die im letzten 
Quartal veröffentlicht wurden. Her-
vorzuheben ist die Entscheidung 
des BGH vom 19.07.2012, wonach 
Direktzahlungen an Subunterneh-
mer auch wegen vorsätzlicher Gläu-
bigerbenachteiligung angefochten 
werden können (S. 2). Des Weiteren 
empfehlen wir Ihnen den Aufsatz un-
seres Kollegen Kreutner, der sich 
mit dem mangelbedingten „merkan-
tilen Minderwert“ von Gebäuden be-
fasst (S. 4 und 5).

Schließlich dürfen wir noch auf un-
ser Seminarangebot im ersten Quar-
tal 2013 verweisen, welches Sie der 
Seite 7 dieses Newsletters entneh-
men können. 

Editorial

Kein Verfü-
gungsgrund, 

wenn sich der 
Bieter nicht 
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Eine zur Vorsatzanfechtung berechti-
gende Gläubigerbenachteiligung i. S. d. 
§ 133 Abs. 1 InsO liegt vor, wenn der Auf-
traggeber aufgrund einer Vereinbarung 
mit der späteren Insolvenzschuldnerin in 
Kenntnis ihres Gläubigerbenachteili-
gungsvorsatzes eine Direktzahlung an 
Nachunternehmer der Insolvenzschuld-
nerin leistet. Diesem kommt im Verhält-
nis zwischen Auftraggeber und Insol-
venzschuldnerin keine Erfüllungswirkung 
zu, wenn die Insolvenzverwaltung die  
direkte Zahlung anficht. Auf die Frage, ob 
die Ausführung des Werkvertrages erst 
in Folge der vom Auftraggeber gelei-
steten Direktzahlung möglich geworden 
ist, kommt es nicht an. Ein hypothe-
tischer Kausalverlauf ist im Rahmen des 
Anfechtungsrechtes nicht zu berücksich-
tigen. 
� BGH, Beschluss vom 19.07.2012, �
�(Nichtzulassungsbeschwerde zurückgewiesen), 
� OLG Braunschweig, Urteil vom 10.11.2011 �
� (IBR 2012, 713)

Ein Auftragnehmer war nicht 
mehr in der Lage, seine 

Subunternehmer zu bezahlen. 
Daraufhin gestattete er seinem 
Auftraggeber (AG), an einen sei-
ner Subunternehmer eine Di-
rektzahlung in Höhe von 
€ 79.792,99 zu leisten. Ein Jahr 
später musste der Auftragnehmer (AN) Insol-
venzantrag stellen. Der Insolvenzverwalter er-
klärte in Bezug auf die geleistete Direktzahlung 
die Anfechtung gemäß § 133 Abs. 1 InsO und 
verlangt vom AG eine Zahlung in gleicher Hö-
he an die Masse.  

Das OLG Braunschweig gibt der Klage des 
Insolvenzverwalters statt. Nach Auffassung des 
Gerichtes liegt eine wirksame Insolvenzanfech-
tung gemäß § 133 Abs. 1 InsO vor. Danach ist 
eine Vermögensverfügung, die der Schuldner 
(hier der AN) in den letzten zehn Jahren vor 
dem Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens mit dem Vorsatz vorgenommen hat, seine 
Gläubiger zu benachteiligen, anfechtbar, wenn 
der andere Teil (hier der AG) zur Zeit der Hand-

lung den Vorsatz des Schuldners kannte. Diese 
Kenntnis wird vermutet, wenn der andere Teil 
wusste, dass die Zahlungsunfähigkeit des 
Schuldners drohte und dass die Handlung die 
Gläubiger benachteiligte. Das Gericht stellte im 
Wege der Beweiserhebung fest, dass dem AG 
die Zahlungsunfähigkeit des AN bekannt war. 
Denn dieser räumte vor Gericht ein, er habe 
den Subunternehmer bezahlen müssen, weil 
der AN hierzu nicht mehr in der Lage gewesen 
wäre. Das Gericht unterstellt dann, dass der AN 
Gläubigerbenachteiligungsabsicht gehabt habe. 
Wenn der AN die Zahlung nicht gestattet, son-
dern Zahlung an sich verlangt hätte, dann hätte 
für seine Gläubiger mehr Masse zur Verfügung 
gestanden. Das Gericht unterstellt schließlich, 
dass dem AG diese Absicht des Auftragnehmers 
bekannt war.  

Hinweis für die Praxis
Aus dieser Entscheidung wird wieder einmal 
deutlich, wie sehr das Insolvenzrecht den Inte-
ressen der Beteiligten eines Bauvorhabens zuwi-
der läuft. Direktzahlungen - wie im vorlie-

genden Fall - sind häufig die 
einzige Möglichkeit, ein Bau-
vorhaben ohne größere Verluste 
fertig zu stellen. Nicht ohne 
Grund sieht § 16 Abs. 6 VOB/B 
dieses Mittel als pragmatische 
Lösung von Zahlungsschwie-
rigkeiten des AN vor. Durch das 
Anfechtungsrecht der §§ 129 ff. 

InsO ist diese Möglichkeit (und damit die Re-
gelung in § 16 Abs. 6 VOB/B) gegenstandslos 
geworden. Es kann jedenfalls keinem AG mehr 
geraten werden, den Baufortschritt durch Di-
rektzahlungen sicherzustellen, weil er aufgrund 
der Anfechtungsmöglichkeiten Gefahr läuft, 
die gleichen Beträge noch einmal nachzuzah-
len. Vielmehr sollte der AG in einem solchen 
Fall den AN gemäß § 8 Abs.2 oder Abs. 3  
VOB/B (sofern  die Voraussetzungen vorlie-
gen), kündigen, um sodann direkte Vertragsbe-
ziehungen mit den Subunternehmern seines 
AN aufzunehmen.� 

Direktzahlungen an Subunter-
nehmer sind nicht insolvenzfest
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Liefert der Verkäufer im Rahmen eines 
Kaufvertrages zwischen Unternehmern 
eine mangelhafte Sache, so haftet der 
Verkäufer nicht ohne Verschulden für die 
Ein- und Ausbaukosten im Zusammen-
hang mit der Lieferung einer mangel-
freien Sache gemäß § 439 Abs. 1 BGB. 
� BGH, Urteil vom 19.10.2010�
�  - VIII ZR 226/11

Die beklagte Verkäuferin lieferte der kla-
genden Käuferin in den Jahren 2006 und 

2007 Granulat als Material zur Herstellung von 
Kunstrasenplätzen. Nach dem Einbau stellte 
die Klägerin fest, dass das von der Beklagten ge-
lieferte Granulat mangelhaft war. Für den erfor-
derlichen Austausch des Materi-
als stellte die Beklagte kostenlos 
Ersatzmaterial zur Verfügung. 
Sie lehnte es aber ab, das man-
gelhafte Material auszubauen 
und das Ersatzgranulat einzu-
bauen. Diese Leistungen wur-
den sodann auf Veranlassung 
der Klägerin durch ein anderes 
Unternehmen ausgeführt. Die Klägerin macht 
nun im Rahmen eines Rechtsstreits von der Be-
klagten im Wege des Schadensersatzes die Ko-
sten für den Ausbau des alten und den Einbau 
des mangelfreien Materials geltend. Der BGH 
hat die Klage abgewiesen. 

Die Entscheidung des Gerichts
Die Entscheidung des BGH ist insofern von 
Bedeutung, als dass im Rechtsverkehr zwischen 
Verbraucher und Unternehmer der Klage statt-
gegeben worden wäre. In der vorliegenden 
Konstellation wurde die Klage abgewiesen, da 
sich zwei Unternehmer gegenüberstanden. Da-
rüber hinaus ist diese Entscheidung bemerkens-
wert, als dass die umstrittige Streitfrage, ob die 
Kosten aus Aus- und Einbau verschuldensunab-
hängig vom Verkäufer zu tragen sind, auch für 
den B2B-Verkehr geklärt sind. Der BGH be-
gründet sein Ergebnis unter Bezugnahme auf 
die Entstehungsgeschichte des im Zuge der 
Schuldrechtsmodernisierung zum 01.01.2002 
geänderten deutschen Kaufrechts. Er arbeitet 
heraus, dass die maßgeblichen deutschen Rege-

lungen auf der sogenannten Verbrauchsgüter-
kaufrichtlinie der Europäischen Union aus dem 
Jahre 2001 gründen. Diese Richtlinie gibt den 
Mitgliedsstaaten vor, bestimmte Regelungen 
zur Abwicklung von Verträgen zwischen Unter-
nehmern und Verbrauchern zu treffen. Die Vor-
gaben der Richtlinie hat der Gesetzgeber in das 
deutsche Kaufrecht übernommen, ohne jedoch 
zu differenzieren, ob diese Regelungen lediglich 
für den Kauf zwischen Verbraucher und Unter-
nehmer gelten sollen oder auch im Verkehr zwi-
schen zwei Unternehmern oder zwei Verbrau-
chern. Der BGH vertritt nunmehr die 
Auffassung, dass der deutsche Gesetzgeber bei 
der Umsetzung der europäischen Richtlinie 
nicht beabsichtigte, die Regelungen des Kauf-

rechts für alle Kaufverträge 
gleich auszugestalten. Daher er-
hält der Käufer vom Verkäufer 
lediglich dann verschuldensun-
abhängig Schadensersatz, wenn 
es sich bei dem Käufer um einen 
Verbraucher und dem Verkäufer 
um einen Unternehmer han-
delt.  

Hinweis für die Praxis
Mit der Entscheidung des BGH ist damit nicht 
endgültig jeglicher Schadensersatz eines Käufers 
auf Ersatz der Kosten für den Aus- und Einbau 
des Materials abgewiesen. Der Käufer kann sich 
an dem Verkäufer schadlos halten, wenn es dem 
Käufer gelingt, dem Verkäufer nachzuweisen, 
dass dieser fahrlässig, grob fahrlässig oder vor-
sätzlich mangelhaftes Material geliefert hat. An-
spruchsgrundlage ist in diesem Fall §§ 280, 281 
BGB.  � 

Kaufvertrag: Kein Ersatz der 
Ein- und Ausbaukosten
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Kein 
verschuldens-
unabhängiger 

Schadens-
ersatz

Gewerbeauskunft-
Zentrale: Schluss  
mit der Abzocke!

Viele Unternehmen sind schon auf 
das amtlich wirkende Formular der 
„Gewerbeauskunft-Zentrale“ über 
die Aufnahme der Firmendaten in 
ein Unternehmensverzeichnis im In-
ternet hereingefallen. Hierfür wird 
ein horrender Jahresbeitrag in Höhe 
von € 569,00 verlangt, ohne dass ei-
ne entsprechende Gegenleistung er-
folgt. Denn die Betreiber dieses 
„Pseudo-Registers“ legen es ledig-
lich darauf an, gutgläubige Firmen 
abzuzocken. Die dafür erbrachte 
Präsentation im Internet ist fehler-
haft, unvollständig und vor allen Din-
gen völlig nutzlos, weil das erhal-
tene Geld in den Taschen der 
Betreiber verschwindet und nicht in 
die Verbreitung des Portals inve-
stiert wird. 

Unserer Kanzlei ist es wohl zum er-
sten Mal in Deutschland gelungen, 
bereits bezahlte Beträge wieder he-
rauszuklagen. Das Gericht hielt un-
seren Vortrag, das Geschäftsmodell 
dieses Portals sei sittenwidrig und 
der Vertrag daher nichtig, für schlüs-
sig. Inwieweit die Gewerbeauskunft-
Zentrale hiergegen Rechtsmittel ein-
legt, bleibt abzuwarten. 

Einen Erfolg konnten wir auch jüngst 
gegen die „Internationalen Wirt-
schaftsnachrichten“ erzielen. Diese 
veröffentlichen Firmenporträts in der 
Zeitschrift „Wirtschaft Heute“ und 
verlangen von den Firmen aufgrund 
des „Kleingedruckten“ wucherähn-
liche Gebühren für Fotos. Das Land-
gericht Berlin folgte unserem Vortrag 
und wies eine Klage auf Zahlung der 
Gebühren wegen AGB-Widrigkeit 
und Verstoßes gegen das Presse-
recht ab! 

Wir bieten allen Unternehmen, die 
auf ähnliche Weise „abgezockt“ wur-
den, unsere anwaltliche Hilfe an.

Aktuelles 

 

Benedikt Overbuschmann
Rechtsanwalt
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Wer schon einmal in einen Autounfall verwickelt 
war, wird es kennen: Im Schadensgutachten des 
von der Gegenseite beauftragten Sachverstän-
digen sind nicht nur die Kosten für die Beseiti-
gung der angerichteten Schäden benannt, son-
dern es soll zudem ein merkantiler Minderwert 
ausgeglichen werden. Es handelt sich dabei um 
eine Schadensposition, die von der Rechtspre-
chung entwickelt worden ist, um dem Umstand 
Rechnung zu tragen, dass ein Fahrzeug trotz voll-
ständiger Beseitigung der unfallbedingten Schä-
den als „Unfallwagen“ einen niedrigeren Preis am 
Markt erzielt. Der BGH definiert den merkan-
tilen Minderwert folgendermaßen: „Der merkan-
tile Minderwert liegt in der Minderung des Ver-
kaufswerts einer Sache, die trotz völliger und 
ordnungsgemäßer Instandsetzung deshalb verbleibt, 
weil bei einem großen Teil des Publikums vor allem 
wegen des Verdachts verborgen gebliebener Schäden 
eine den Preis beeinflussende Abneigung gegen den 
Erwerb besteht.“ (BGH, Urteil v. 20.06.1968, III 
ZR 32/66)

Die Anwendbarkeit der Grundsätze des mer-
kantilen Minderwerts auch im Bereich von Bau-
werken ist schon früh von der Rechtsprechung 
bejaht worden. Erst in jüngerer Zeit mehren sich 
jedoch im Zusammenhang mit Baumängeln 
Entscheidungen zu dieser Frage. Es ist zu erwar-
ten, dass in Rechtsstreitigkeiten über Baumängel 
in Zukunft auch der merkantile Minderwert als 
Schadensposition eine immer größere Rolle spie-
len wird. Wir nehmen diese Entwicklung zum 
Anlass, uns an dieser Stelle mit der Thematik aus-
einanderzusetzen.

Begriffliche Abgrenzung

Nicht verwechselt werden darf der merkantile 
Minderwert mit dem unter Umständen gege-
benen Recht eines Auftraggebers, bei Vorhan-
densein von Baumängeln eine Minderung der 
Vergütung vorzunehmen. Eine Minderung der 
Vergütung kommt nur anstatt einer Mangelbe-
seitigung in Frage und wird in der Regel nur 
dann in Anspruch zu nehmen (und gewollt) sein, 
wenn eine Mangelbeseitigung entweder unmög-
lich oder dem Auftragnehmer unzumutbar ist. 
Der merkantile Minderwert tritt als Schaden da-
gegen neben den Anspruch auf Mangelbeseiti-
gung bzw. Ersatzvornahme.

Häufig in einem Atemzug mit dem merkan-
tilen Minderwert wird der Terminus „technischer 

Minderwert“ verwendet. Beide Schadensarten 
müssen jedoch streng voneinander getrennt wer-
den. Ein technischer Minderwert einer Werklei-
stung ist gegeben, wenn auch durch eine fachge-
rechte Reparatur nicht der gleiche technische 
Zustand wieder hergestellt werden kann, welcher 
ohne die Beschädigung vorläge. Trotz ordnungs-
gemäßer Mangelbeseitigung bleibt die Ge-
brauchsfähigkeit, Betriebssicherheit, Lebensdau-
er oder das äußere Bild einer Werkleistung 
beeinträchtigt. 

Beim merkantilen Minderwert handelt es 
sich demgegenüber um einen Schaden in Form 
einer Wertminderung, welche trotz vollständiger 
und ordnungsgemäßer Mangelbeseitigung an 
dem hergestellten Werk, etwa einem Gebäude, 
verbleibt. 

Er soll immer dann gegeben sein, „wenn nach 
erfolgter Mängelbeseitigung eine verringerte Ver-
wertbarkeit gegeben ist, weil die maßgeblichen Ver-
kehrskreise ein im Vergleich zur vertragsgemäßen 
Ausführung geringeres Vertrauen in die Qualität 
des Gebäudes haben.“ (BGH, Urteil v. 09.01.2003, 
VII ZR 181/00). Anknüpfungspunkt des mer-
kantilen Minderwertes ist nicht eine wie auch 
immer geartete Gebrauchsbeeinträchtigung, 
sondern allein eine potentielle „Verkaufsbeein-
trächtigung“, die darauf beruht, dass im Falle ei-
ner Verwertung des Gebäudes aufgrund früherer, 
mittlerweile beseitigter Mängel bei potentiellen 
Erwerbern der Verdacht besteht, dass das Bau-
werk noch weitere verborgene Mängel aufweisen 
könne. Das Bauwerk ist gewissermaßen mit dem 
„Geruch“ der Mangelhaftigkeit behaftet, ob-
schon früher vorhandene Mängel ordnungsge-
mäß beseitigt worden sind. Nach der Rechtspre-
chung kommt es bei der Geltendmachung eines 
merkantilen Minderwertes allerdings nicht da-
rauf an, ob tatsächlich eine Verkaufsabsicht be-

steht. Er ist auch dann zu ersetzen, wenn der Ei-
gentümer das Gebäude behält. Voraussetzung ist 
jedoch, dass es sich überhaupt um ein marktgän-
giges – verkaufbares -  Objekt handelt, was bei 
der weit überwiegenden Anzahl von Bauwerken 
der Fall sein dürfte.

Rechtsprechung zum  
merkantilen Minderwert

In einem Urteil vom 10.05.2010 (IBR 2010, 
555) hatte sich das OLG Hamm mit der Frage 
eines merkantilen Minderwertes auseinanderge-
setzt. Hier hatte der Auftraggeber gerichtlich 
vom Auftragnehmer Schadensersatz wegen ei-
ner fehlerhaften Abdichtung des Kellers in 
einem Mehrfamilienhaus verlangt, obwohl der 
Auftragnehmer den Mangel in der Zwischenzeit 
vollständig und folgenlos beseitigt hatte. Das 
OLG Hamm sah mit der Vorinstanz einen An-
spruch des Auftraggebers auf Ersatz des merkan-
tilen Minderwertes gegeben. Hierzu führte das 
OLG aus, dass ein merkantiler Minderwert vor-
liege, wenn der Mangel den Veräußerungswert 
der baulichen Anlage mindere, und zwar im Un-
terschied zum technischen Minderwert gerade 
dann, wenn dies trotz Mangelbehebung der Fall 
sei. Es reiche sogar aus, wenn die Wertminde-
rung nur auf einem objektiv gegebenenfalls so-
gar unbegründeten Verdacht beruht, das Bau-
werk könne noch weitere verborgene Mängel 
aufweisen. 

In einer Entscheidung des OLG Stuttgart 
vom 08.02.2011 (IBR 2011, 133) sah das Gericht 
gleichfalls einen merkantilen Minderwert ver-
wirklicht. In dem zu entscheidenden Fall waren 
Undichtigkeiten im Dachbereich eines Gebäu-
des aufgetreten. Die Mängel am Dach des Ge-
bäudes waren beseitigt und dieses danach von 
einem Sachverständigen begutachtet worden. 
Allerdings konnte nicht die gesamte Dachfläche 
daraufhin überprüft werden, ob die Ursache der 
Undichtigkeiten auch in weiteren Teilen des 
Daches angelegt war. Das OLG Stuttgart hat ei-
nen merkantilen Minderwert vor dem Hinter-
grund angenommen, dass ein möglicher Erwer-
ber des Gebäudes durch den früheren, nunmehr 
behobenen Mangel, beeinflusst wird. Dies ins-
besondere deshalb, da eine 100%ige Überprü-
fung des Daches nicht möglich war.

Fortsetzung auf Seite 5

Merkantiler Minderwert: Schaden ohne Mangel
Aktuelles

Seite 4� Nummer 1 | Januar 2013

Andreas Kreutner
Rechtsanwalt

Unser Autor:



Nummer 1 | Januar 2013� Seite 5

Ein mit der Vor- und Entwurfsplanung be-
auftragter TGA-Planer muss in seiner 
Planung die Festlegungen treffen, die für 
eine änderungsfreie Weiterplanung erfor-
derlich sind. Hierzu gehören u. a. sämt-
liche Angaben zu notwendigen Rohr- und 
Leitungsdurchführungen, um deren Be-
rücksichtigung bei der weiteren Trag-
werksplanung zu berücksichtigen. 
� OLG Frankfurt, Urteil vom 16.03.2011 �
� - 14 U 31/04�
�BGH, Beschluss vom 06.09.2012  - VII ZR 60/10�
�  (Nichtzulassungsbeschwerde zurückgewiesen)

Für den Umbau eines Hallenschwimmbades 
zu einem Erlebnisbad beauftragte der Auf-

traggeber im Jahre 1995 ein In-
genieurbüro mit Planungslei-
stungen für die technische Ge-
bäudeausstattung, 
Leistungsphasen 1 bis 3. Die 
weiteren Planungsleistungen ab 
der Leistungsphase 4 erbrachte 
der mit Bauleistungen beauftra-
ge Generalunternehmer auf Ba-
sis der Ergebnisse des Ingenieurbüros. Nach Be-
endigung des Umbaus wurde Korrosion an dem 
Edelstahl-Schwallwasserbecken festgestellt. Als 
Ursache wurde die fehlende, aber aus tech-
nischen Gründen erforderliche Entlüftung der 
Schwallwasserbehälter ins Freie erkannt. Das 
Ingenieurbüro hatte in seiner Planung bezüg-
lich der Entlüftung falsche bzw. keine Angaben 
gemacht. Der GU lehnt eine Einstandspflicht 
wegen fehlender Planunterlagen ab. Gleich-
wohl verlangt der Bauherr vom GU Ersatz der 
Selbstvornahmekosten und behauptet, die Pla-
nung des Ingenieurbüros habe keine Angaben 
zur Entlüftung enthalten müssen.  

Die Entscheidung des Gerichts
Das OLG Frankfurt und ihm folgend der BGH 
weisen die Klage zur Hälfte ab. Bei der zur Ent-
lüftung der Schwallwasserbehälter ins Freie er-
forderlichen Rohrleitung handelt es sich um ei-
nen wichtigen Anlagenteil, mit dem sich bereits 
die  Entwurfsplanung hätte befassen müssen. 
Zwar ist es nicht erforderlich, im Rahmen der 
Leistungsphasen 2 und 3 eine ausführungsreife 

Lösung mit Festlegung aller Einzelheiten zu 
planen. Es müssen jedoch alle Festlegungen ge-
troffen werden, die für eine änderungsfreie Wei-
terplanung notwendig sind. Planungsleistungen 
sind daher in diesem Sinne lückenhaft, wenn sie 
keine grundsätzlichen Festlegungen für die wei-
tere Planung treffen, obwohl diese Bereiche für 
das Gelingen des Gesamtbauvorhabens wichtig 
sind. Dazu gehören auch Festlegungen zu 
Wanddurchführungen, um Luft mittels einer 
Rohrleitungsanlage ins Freie führen zu können, 
da diese Angaben für Wanddurchführungen für 
die Erarbeitung der Tragwerksplanung notwen-
dig sind. 

Da solche Angaben fehlten, musste sich der 
AG den Planungsfehler des von ihm beauftrag-

ten Ingenieurbüros anspruchs-
mindernd (§ 254 BGB) entge-
genhalten lassen. Diese 
Minderung rechtfertigt sich vor-
liegend auch deshalb, weil der 
AG dem GU die Überlassung 
mangelfreier Entwurfspläne ver-
traglich schuldete.

Hinweis für die Praxis
Unterläuft dem mit den Leistungsphasen 2 und 
3 beauftragten Ingenieur ein Fehler in der Pla-
nung, der sich bei der Ausführung auswirkt, 
muss sich der Auftraggeber den Fehler des Pla-
ners bei Ansprüchen gegen den Bauunterneh-
mer oder mit der Fortsetzung der Planung be-
auftragten Ingenieur entgegenhalten lassen 
(§ 254 BGB). Dies gilt auch dann, wenn der 
Bauunternehmer Planungsleistungen über-
nommen hat. Zwar hat er eine ihm zur Verfü-
gung gestellte Entwurfsplanung zu überprüfen, 
dies ändert jedoch nichts daran, dass dem Auf-
traggeber Fehler bei der Entwurfshaftung als 
Mitverschulden selbst dann entgegengehalten 
werden können, wenn der Auftragnehmer diese 
Fehler bei pflichtgemäßer Überprüfung der 
Entwurfsplanung hätte feststellen können und 
auf sie z. B. durch einen entsprechenden Hin-
weis gemäß § 4 Abs. 3 VOB/B hätte reagieren 
müssen.   � 

Ingenieur schuldet Angaben zur 
änderungsfreien Weiterplanung

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Leistungsver-
pflichtung des 
mit der Vorpla-

nung beauftrag-
ten Ingenieurs

Fortsetzung von Seite 4

Zur Höhe des merkantilen  
Minderwertes

Da es sich bei Bauwerken nicht um „Mas-
senware“ handelt, dürfte die Bewertung 
der Höhe des Minderwertes je nach Ein-
zelfall trotz gutachterlichen Stellungnah-
men erhebliche Schwierigkeiten mit sich 
bringen. Die Wertminderung ist „auf das 
konkrete Objekt bezogen durch die indivi-
duellen Eigenschaften des geschädigten Ob-
jektes unter Berücksichtigung der konkreten 
Schadensursache und den zum Wertermitt-
lungsstichtag herrschenden allgemeinen 
Marktbedingungen“ zu ermitteln (BGH, 
Urteil v, 06.12.2012, VII ZR 84/10). Lässt 
sich, auch auf Basis von Gutachten, ein 
konkreter Minderwert nicht bestimmen, 
muss durch das Gericht ein Mindestscha-
den geschätzt werden. 

FAZIT
Die Schadensposition des merkantilen 
Minderwertes knüpft an subjektiven Be-
wertungen der Markteilnehmer an. Nach 
der Entscheidung des OLG Hamm soll 
sogar ein objektiv unbegründeter Ver-
dacht ausreichen, um eine Wertminde-
rung zu verursachen. Auch wenn die An-
erkennung eines merkantilen Minder-
wertes bei Bauwerken aufgrund früherer, 
wenn auch beseitigter  Mängel durchaus 
berechtigt ist, da ein solcher „Makel“ in 
der Lage ist, den Marktpreis eines Bau-
werkes zu beeinflussen, wäre es aus Grün-
den der Rechtssicherheit sinnvoll, die 
Gewährung eines merkantilen Minder-
wertes von einem objektiven Anknüp-
fungspunkt abhängig zu machen. So 
könnte etwa mit dem OLG Stuttgart da-
rauf abgestellt werden, ob die Art eines 
Mangels oder die Umstände der Mangel-
beseitigung objektiv geeignet sind, bei 
Marktteilnehmern den Verdacht zu be-
gründen, dass zukünftig nochmals Schä-
den auftreten. Es wird sich mit weiteren 
Entscheidungen zu dieser Rechtsmaterie 
zeigen, wie die Rechtssprechung die Vo-
raussetzungen, die zur Gewährung eines 
merkantilen Minderwertes bei Bauwer-
ken führen, weiterentwickelt. Wir wer-
den Sie hierüber in unserem Newsletter 
informieren. � 

Aktuelles
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BAG-Urteil vom 14.11.2012 (AZ: 5 AZR 
886/11) zugunsten des Arbeitgebers: 
Krankmeldung kann schon am ersten Tag 
verlangt werden!   
 
Kann ein Arbeitgeber von einem Mitarbei-
ter verlangen, die Krankmeldung schon 
am ersten Krankentag vorzulegen? Mit 
dieser Frage beschäftigte sich das Bun-
desarbeitsgericht (BAG) in Erfurt. Es ging 
um eine Rundfunk-Journalistin, die künf-
tige Krankschreibungen immer bereits 
am ersten Tag der Krankheit beim Arbeit-
geber vorlegen sollte. Das Urteil der ober-
sten Arbeitsrichter: Die Attestpflicht ab 
dem ersten Krankheitstag ist rechtens. 
Einen Grund dafür muss der Arbeitgeber 
nicht nennen.

Arbeitgeber forderte ärzt-
liches Attest schon am ersten 
krankheitstag
Verhandelt wurde der Fall einer WDR-Journali-
stin, deren Arbeitgeber schon am ersten Krank-
heitstag eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung 
von der Mitarbeiterin verlangte. Die Journali-
stin hielt dies für ungerechtfertigt und schikanös 
und hatte gegen den Arbeitgeber geklagt. Denn 
laut Gesetz ist eine Krankschreibung dem Ar-
beitgeber zwar unverzüglich zu melden, der 
Krankenschein muss allerdings erst spätestens 
am vierten Krankentag beim Arbeitgeber vorlie-
gen (§ 5 Absatz 1 Satz 2 des Entgelt-Fortzah-
lungsgesetz - EFZG). Die Klägerseite war der 
Ansicht, dass der Arbeitgeber nur mit Begrün-
dung verlangen kann, dass die Krankmeldung 
schon am ersten Tag vorliegt – etwa, wenn der 
Verdacht besteht, dass der Mitarbeiter blau 
macht.

Kölner Gericht urteilte im Sinne 
des Arbeitgebers
Das Urteil des Landesarbeitsgerichts (LAG) 
Köln aus dem vergangenen Jahr (Az. 3 Sa 597/11) 
erfolgte zugunsten des Arbeitgebers. Dem LAG-
Urteil zufolge könne der Arbeitgeber auch ohne 
Begründung die Krankmeldung schon am er-
sten Krankheitstag verlangen. Die Begründung 

lieferte der Arbeitgeber in der Verhandlung den-
noch: Die Arbeitnehmerin hätte sich für den 
Tag krank gemeldet, für den sie ursprünglich 
ohne Erfolg eine Dienstreise beantragt hatte. 
Deshalb sah der Arbeitgeber das Vertrauensver-
hältnis zur Mitarbeiterin als “erschüttert” an 
und verlangte von der Mitarbeiterin fortan bei 
jeder Krankmeldung die Vorlage am ersten 
Krankheitstag.

Bundesarbeitsgericht gibt  
Arbeitgeber Recht
Im aktuellen Grundsatzurteil entschieden die 
obersten Arbeitsrichter ebenfalls für die Arbeit-
geber-Seite. Arbeitgeber können ohne Begrün-
dung eine Attestpflicht früher einfordern. Das 
Bundesarbeitsgericht verweist in der Urteilsbe-
gründung auf § 5, Abs. 1, Satz 3 des Entgeltfort-
zahlungsgesetzes, wonach der Arbeitgeber be-
rechtigt ist, die Vorlage der ärztlichen 
Bescheinigung früher zu verlangen. 

Das Gesetz sieht demnach nicht vor, dass eine 
Attestpflicht ab dem ersten Krankheitstag durch 
den Arbeitgeber begründet werden muss. Viel-
mehr steht es dem Arbeitgeber frei, die Krank-
meldung auch schon früher einzufordern. 

Das BAG hält es für zumutbar, die Vorlage 
gleich am ersten Tag zu fordern, auch wenn dies 
für kranke Arbeitnehmer unter Umständen mit 
großem Aufwand verbunden ist. Gerade Pend-
ler müssten trotz Krankheit ins Auto oder in die 
Bahn steigen, um die Krankmeldung beim Ar-
beitgeber persönlich abzugeben. Oder sie 
müssten jemanden beauftragen, die AU-Be-
scheinigung beim Arbeitgeber einzureichen, um 
keine Abmahnung zu riskieren. 

Das BAG ließ nämlich offen, ob eine Zustel-
lung der AU-Bescheinigung per Fax oder als 
Scan per E-Mail vom Arbeitgeber akzeptiert 
werden muss. Dies eröffnet für den Arbeitgeber 
die Möglichkeit einer Abmahnung und ggf. ei-
ner wirksamen Kündigung. Beides sollte jedoch 
zuvor mit einem erfahrenen Rechtsanwalt auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts abgestimmt wer-
den, um gute Voraussetzungen für ein mög-
liches arbeitsgerichtliches Verfahren zu schaffen. 
Hierfür steht Ihnen Rechtsanwalt Stephan Be-
cker (voraussichtlich im Jahr 2013 Fachanwalt 
für Arbeitsrecht) gerne zur Verfügung. � 

Attestpflicht ist schon am ersten 
Krankheitstag rechtens

Aktuelles

Erleichterungen 
im Bilanzrecht für 
Kleinstunternehmen

Mit dem am 28.12.2012 in Kraft ge-
tretenen Gesetz zu Erleichterungen 
für Kleinstkapitalgesellschaften bei 
der Rechnungslegung (Kleinstkapital-
gesellschaften-Bilanzrechtsände-
rungsgesetz - MicroBilG) werden klei-
ne Unternehmen weitere Erleichte-
rungen im Bereich der Rechnungsle-
gung nutzen können. 

Der Umfang der Daten, die Kleinstun-
ternehmen in den Jahresabschluss 
aufnehmen müssen, reduziert sich 
erheblich. Bilanzierungs- und Offenle-
gungspflichten werden merklich ab-
gesenkt. Zudem muss der Jahresab-
schluss nicht mehr im Bundesanzei-
ger veröffentlicht, sondern lediglich 
hinterlegt und dann auf Anfrage Drit-
ter kostenpflichtig zur Verfügung ge-
stellt werden.  

Kleinstbetriebe, die in der Rechtsform 
einer Kapitalgesellschaft oder einer 
Personenhandelsgesellschaft ohne 
voll haftende natürliche Personen 
(z. B. GmbH & Co. KG) organisiert 
sind, unterlagen bisher umfang-
reichen Vorgaben für die Rechnungs-
legung. 

Die Neuregelungen gelten für alle 
Geschäftsjahre, deren Abschluss-
stichtag nach dem 30. Dezember 
2012 liegt, erstmals also für Ge-
schäftsjahre mit dem Abschlussstich-
tag 31. Dezember 2012.

Von der Entlastung können alle 
Kleinstkapitalgesellschaften profitie-
ren, die an zwei aufeinander fol-
genden Abschlussstichtagen zwei der 
drei nachfolgenden Merkmale nicht 
überschreiten: Umsatzerlöse bis 
700.000 Euro, Bilanzsumme bis 
350.000 Euro sowie durchschnittliche 
zehn beschäftigte Arbeitnehmer. Da-
mit werden mehr als 500.000 Unter-
nehmen in Deutschland von den Er-
leichterungen profitieren können. 

Steuerrecht



Veranstaltungen, auf denen Berufs-
träger unserer Kanzlei im nächsten 
Quartal als Referenten auftreten

Rechtsgrundlagen der 
Videoüberwachung
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 13.02.2013, Fulda
Veranstalter: BHE Akademie 

Rechtsfragen  
Überwachungstechnik
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 21.02.2013, Berlin
Veranstalter: globits GmbH
(www.globits.de)

Haftung im Brandschutz 
bei der Erneuerung von 
Bestandsanlagen
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 26.02.2013, Fulda
Veranstalter: BHE e. V.

Öffentliches Baurecht für  
Eisenbahningenieure
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort: 13.03. - 15.03.2013,
                      Wuppertal
Veranstalter: TAW Akademie

Zulässigkeit der 
Videoüberwachung
Referent: Dr. Ulrich Dieckert
Termin/Ort:  
09.04.2013, Pforzheim
15.04.2013, Frankfurt
18.04.2013, Düsseldorf
Veranstalter: Axis Communication GmbH  

Termine
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Auch im 1. Quartal 2013 führen wir wieder bau-
rechtliche Schulungen für Sie durch. Nähere 
Einzelheiten zu den angebotenen Schulungen 
entnehmen Sie bitte unserer Internetseite www.
bauleiterschulung.de. Dort können Sie sich 
auch anmelden. Für inhaltliche Rückfragen ste-
hen Ihnen die jeweiligen Referenten in unserem 
Berliner Büro gerne zur Verfügung. Sollten Sie 
Interesse an einer Inhouse-Schulung haben, 
wenden Sie sich bitte an unsere zuständige Mit-
arbeiterin, Frau Goltz (030 278707).

Seminarangebot 1. Quartal 2013
Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

WRD-Unternehmergespräch
Recht + Steuern am 
23.01.2013 in Berlin
Thema: Steuerrechtsände-
rungen und Besteuerung von 
Land- und Forstbetrieben 2013
Referenten: 
StBin Dr. Annette Funk
StB Hans-Jürgen Bultmann
Einladung folgt gesondert!

Ankündigung:

Basiswissen bei der Dokumentation des Bauab- 
laufes (Nachträge, Behinderungen, Stundenlohn-
arbeiten, Abnahme und Mängel, Aufmaß und Ab-
rechnung)

Datum: 14. Februar 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

VOB für Poliere

Rechtssichere Verträge abschließen und  
Benachteiligungen abwenden

Datum: 11. März 2013       Dauer: 1 Tag

Referenten: RA Bernd Kimmich

Seminarunterlagen: Aktuelle Urteile, �

Vertragsmuster 

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Dauerbrenner am Bau: 
Unwirksame Vertragsklauseln

Rechtliche Grundlagen und baubetriebliche 
Berechnungsmethoden zu allen Fragen des 
gestörten Bauablaufs/Darstellung anhand von 
Beispielen mit konkreten Berechnungen

Datum: 12. März 2013       Dauer: 1 Tag

Referenten: RA Bernd Kimmich, �

                     Dipl.-Wirtsch.-Ing. Frank A. Bötzkes

Seminarunterlagen: Skript, Musterbriefe,�

Schemata und Übersichten 

Konditionen: € 310,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Störungen im Bauablauf 
Interdisziplinäres Seminar

„Wer schreibt, der bleibt“, Hilfe und Anleitung 
bei der rechtssicheren Formulierung 
von Schreiben 

Datum: 15. Februar 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Gliederung und �

Musterschreiben“ 

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Sicherheit beim  
vob-schriftverkehr

Die komplette VOB/B an zwei Tagen - unser 
meistgebuchtes Seminar

Datum: 14./15. März 2013       Dauer: 2 Tage

Referenten: RA Bernd Kimmich, 

                     RA Markus Fiedler 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 480,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Bauleiterschulung: 
Die VOB/B in der Praxis (Berlin)

Weg von der Theorie, hin zur praktischen  
Umsetzung 

Datum: 25. März 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

VOB/B-Workshop intensiv: 
Lösung typischer Problemfälle 
für Bau- und Projektleiter

Kompakte Darstellung der beiden streitigsten 
Themen am Bau an einem Tag

Datum: 20. Februar 2013       Dauer: 1 Tag

Referent: RA Bernd Kimmich 

Seminarunterlagen: Handbuch „VOB für Bauleiter“ �

Konditionen: € 260,00 zzgl. USt pro Teilnehmer

Nachtrags- und  
Behinderungsmanagement



Interview mit Herrn Hermann Josef Pohl-
mann, leitender Senatsrat der Senatsver-
waltung für Stadtentwicklung, Berlin

Newsletter: Herr Pohlmann, derzeit hört 
man nur Negatives über öffentliche Bauprojekte: 
Die Großbaustelle Flughafen Schönefeld ist ein 
Desaster, die Elbphilharmonie in Hamburg wird 
scheinbar niemals fertig. Wie geht man als leiten-
der Mitarbeiter der Senatsbauverwaltung mit der-
artigen Nachrichten um?

Pohlmann: Die Entwicklung der genannten 
Großprojekte ist in der Tat bedauerlich. Beides 
sind aber keine öffentlichen Bauprojekte: Hier 
verbauen private Bauherren (die Flughafenge-
sellschaft den BER, die ReGe Hamburg die Elb-
philharmonie), deren Erfahrung mit großen 
Bauprojekten angezweifelt werden darf, öffent-
liche Gelder, ohne die haushaltsrechtlichen Re-
gularien einhalten zu müssen. Sie haben mit 
„Öffentlichem Hochbau“ fast nichts und mit 
der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt als Baudienststelle für den Hochbau 
des Landes Berlin überhaupt nichts zu tun. 
Über 80 v. H. unserer Baumaßnahmen werden 
fristgerecht fertig und verbleiben im Kostenrah-
men. Das gilt auch für Großprojekte.

newsletter: Das hören wir gerne. Können 
Sie uns auch konkrete Beispiele für erfolgreiche 
Projekte Ihres Hauses nennen?

Pohlmann: Ja, z. B. der Neubau der Justiz-
vollzugsanstalt Heidering mit Gesamtbaukosten 
von ca. 118 Mio. €. Die geplante Bauzeit konn-
te trotz erheblicher Behinderungen eingehalten 
werden. Die budgetierten Gesamtbaukosten 
werden sogar leicht unterschritten. Weiteres 
gutes Beispiel: Die Sanierung der Avus durch 
die Tiefbauabteilung der Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt, die ein Jahr frü-
her abgeschlossen wurde.

newsletter: Sie nannten soeben das Stich-
wort „Behinderung“. Wie kommt es, dass der ge-
plante Bauablauf immer wieder über den Haufen 
geworfen wird? 

Pohlmann: Die Ursache liegt häufig bei den 
Bietern bzw. den späteren Auftragnehmern. Das 
öffentliche Vergaberecht lässt bereits in der An-

gebotsphase Bieteranfragen und Rügen zu bzw. 
es werden Nachprüfungsanträge gestellt, die er-
hebliche Verzögerungen auslösen können. So-
weit möglich und geboten, helfen wir den An-
fragen und Rügen ab. Die überwiegende Zahl 
von Nachprüfungsanträgen wird von der Verga-
bekammer zurückgewiesen. Trotzdem kostet di-
es Zeit und beeinträchtigt den geplanten Bauab-
lauf. 

newsletter: Derartige Störungen des Bauab-
laufes lösen doch Ansprüche der Baufirmen auf 
Bauzeitverlängerung und behinderungsbedingte 
Mehrkosten aus. Wie haben Sie es trotzdem ge-
schafft, bei der JVA Heidering im Zeit- und Ko-
stenplan zu bleiben?

Pohlmann: Die von uns beauftragten Baulei-
tungen für den Hochbau und die Fachtechnik 

haben zusammen mit der Projektsteuerung die 
Bauzeitenpläne „angepasst“, um den Baufirmen 
ein kontinuierliches Bauen zu ermöglichen. Wo 
dies nicht möglich war, sind wir - wie es sich für 
eine kooperative Zusammenarbeit gehört - auf 
die Baufirmen zugegangen und haben nach-
weisbare Behinderungskosten vergütet und Be-
schleunigungsvereinbarungen mit angemessener 
Vergütung getroffen. Zur Bewertung der An-
sprüche der Baufirmen hatten wir eine kompe-
tente Rechtsberatung, die uns auch bei den Ver-
handlungen mit den Baufirmen unterstützt hat.

newsletter: In unserem letzten Newsletter 
hatte der Sachverständige Professor Dr.-Ing. Mi-
chael Wotschke beklagt, dass der öffentliche Bau-
herr bei Großbauvorhaben häufig noch während 
der Ausführung wesentliche Eingriffe in die Pla-
nung vornimmt, was zu einem Chaos auf den 
Baustellen führt. Er empfahl, die Bauaufgaben 
rechtzeitig und kompetent durchzuplanen, damit 
später keine Überraschungen passieren. Wie sieht 

hier die Praxis der Senatsbauverwaltung aus? 

Pohlmann: Eine öffentliche Baumaßnahme 
fängt mit der ersten Hauhaltsunterlage  
„Bedarfsprogramm“ an, welche ein Raum- und 
Ausstattungsprogramm, eine Kostenermittlung 
und natürlich das Grundstück umfasst. Dieses 
Bedarfsprogramm wird geprüft und „festge-
stellt“. Es ist dann verbindlich für alle weiteren 
Planungsphasen. Bei den doch relativ langen - 
in der Regel haushaltstechnisch bedingten - Pla-
nungszeiträumen öffentlicher Baumaßnahmen 
kann sich natürlich der Bedarf ändern, so kön-
nen z. B. Schülerzahlen steigen. Wir haben dazu 
ein umfassendes Änderungsmanagement, das 
zunächst die finanziellen und terminlichen Fol-
gen einer Änderung ermittelt und Bedarfsträger 
und Nutzer dann bei der Entscheidung einbin-
det. So ärgerlich Änderungsbedarfe für die bau-
ende Verwaltung sind: Eine neue Schule, die am 
„Bedarf vorbei“ fertig gestellt wird, ist nicht 
wirklich zielführend. 

Newsletter: Als Steuerzahler ärgert man sich 
über immense Kostensteigerungen bei öffentlichen 
Bauten. Dies liegt nicht selten an der gewählten 
Architektur, die auch bei Zweckbauten häufig zu 
aufwendig ist. Müsste man nicht bereits bei den 
Architekturwettbewerben klare Vorgaben in Bezug 
auf eine wirtschaftliche Gestaltung machen, um 
die Kosten im Griff zu behalten?

Pohlmann: Ich habe seit 2004 durchgesetzt, 
dass bei Wettbewerben in meinen Referat im 
Rahmen der Vorprüfung die Kosten aller Wett-
bewerbsarbeiten von einem Kostensachverstän-
digen nach einheitlichen und nachvollziehbaren 
Kriterien ermittelt und dem Preisgericht vorge-
legt werden. Jede unserer Wettbewerbsausschrei-
bung enthält den Passus, dass Beiträge, die den 
Kostenrahmen - dieser ist durch das o. g. Be-
darfsprogramm „gesetzt“ - nicht einhalten, auch 
nicht zur Ausführung kommen. Unser für Wett-
bewerbe zuständiges Referat wählt darüber hi-
naus das Preisgericht und die Vorprüfung klug 
aus, sodass dort das erforderliche Kostenbe-
wusstsein vorhanden ist.

Newsletter: Herr Pohlmann, wir danken 
Ihnen für dieses Gespräch. Wir wünschen der Se-
natsbauverwaltung auch weiterhin viel Erfolg bei 
ihren Projekten.

Öffentliche Bauverwaltung besser als ihr Ruf!
das aktuelle interview
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